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Maßnahmen gegen Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung 

Bericht der Stabsstelle Menschenrechtsbüro und Gleichstellungsstelle 

1. Ausgangslage 
Es lagen Anträge der Stadtratsfraktionen vor, die sich mit unterschiedlichen Aspekten von 

Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung befassen und die ein städtisches Handeln 

einfordern:  

 Gemeinsamer Antrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen: „Umsetzung der UN-Dekade 

für Menschen afrikanischer Abstammung in Nürnberg sowie Anerkennung, dass jegliche 

Verwendung des N*Wortes rassistisch ist.“ 

 Antrag der SPD-Fraktion: „Aktionsplan gegen Antisemitismus entwickeln und umsetzen.“ 

Dazu mehren sich die Stimmen zivilgesellschaftlicher Initiativen, wie zum Beispiel der Initiative 

Schwarzer Menschen in Deutschland (ISD), besonders von Rassismus betroffene Gruppen stärker 

in den Blick zu nehmen. Sie fordern u.a. von der Stadt, sich mit dem postkolonialen Erbe 

Nürnbergs auseinanderzusetzen, eine offizielle Ächtung des „N*Worts“ auf den Weg zu bringen 

und (geschützte) Begegnungsräume für marginalisierte und verstärkt von Diskriminierung 

betroffene Gruppen zu schaffen.  

Zudem zeigt die seit dem 7. Oktober 2023 dramatisch gestiegene Zahl antisemitischer Vorfälle, 

wie stark alter und neuer Antisemitismus in unserer Gesellschaft um sich greifen und gerade diese 

Entwicklung verlangt nach weiteren und neuen Handlungskonzepten. 

Das Bekenntnis zur unantastbaren Würde jedes Menschen und das Gebot an die staatliche 

Gewalt, sie zu achten und zu schützen, beherrschen alle Bestimmungen des Grundgesetzes und 

bilden die Grundlage unseres gesellschaftlichen Wertesystems. In Artikel 1 des Grundgesetzes 

werden die Menschenrechte als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und 

der Gerechtigkeit in der Welt genannt. Rassismus und andere Ideologien der Ungleichwertigkeit 

stehen diesen Grundsätzen entgegen. Menschen entlang biologischer, religiöser, kultureller oder 

anderer Merkmale in vermeintlich homogene Gruppen einzuteilen, ihnen unveränderbare 

„Wesens- und Charakterzüge“ zuzuschreiben und sie zu bewerten widerspricht dem Grundsatz der 

Gleichwertigkeit aller Menschen. 

Seit vielen Jahren versucht die Stadt Nürnberg mit unterschiedlichen Maßnahmen, der 

voranschreitenden Ausdifferenzierung der Gesellschaft Rechnung zu tragen, setzt internationale 

Konventionen zum Schutze besonders verletzlicher Gruppen um (z.B. UN-

Behindertenrechtskonvention, neu: Istanbulkonvention), schafft Anlauf- und Beratungsstellen 

(Antidiskriminierungsstelle, Beratungsstelle Inklusion, Koordinierungsstelle LSBTIQ*) und stärkt 

dabei immer auch partizipative Ansätze. 

Auch die in den beiden Anträgen und den zivilgesellschaftlichen Statements geforderten 

Maßnahmen und Aktivitäten werden teilweise bereits umgesetzt, ohne explizit als Aktionsplan oder 

als zielgruppenspezifisch ausgewiesen zu sein. Deshalb schlägt das Menschenrechtsbüro vor, 

anstelle weiterer Aktionspläne, eine gesamtstädtische Strategie gegen Diskriminierung und 

Rassismus in einem längerfristigen Prozess zu entwickeln. Diese sollte in einem Grundlagenteil 

phänomenübergreifend angelegt sein, aber gleichzeitig die Möglichkeit bieten, auch spezifischen 

Phänomenbereichen und Anliegen, z.B. in der Auseinandersetzung mit Antisemitismus, gerecht 

werden.  
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2. Beschlusslage 
In seiner Sitzung am 20. März 2024 fasste der Stadtrat folgende Beschlüsse: 

1. Der Stadtrat und die Stadtverwaltung verpflichten sich, jede Form von rassistischem und 

diskriminierendem Sprachgebrauch in mündlicher und schriftlicher Form zu unterlassen. 

2. Darüber hinaus ächtet der Stadtrat das N-Wort und Z-wort, weil diese Worte eindeutig 

rassistisch sind.  

3. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, mittelfristig eine gesamtstädtische Strategie 

gegen Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung zu erarbeiten. Die IHRA-Definition 

von Antisemitismus ist weiterhin Grundlage städtischen Handelns. 

3. Aktueller Stand der Maßnahmen und Aktivitäten 

Eine im Jahr 2022 durchgeführte Umfrage innerhalb der Stadtverwaltung erbrachte rund 140 

Einzelmaßnahmen gegen Rassismus und Diskriminierung, vom allgemeinen Bildungsangebot mit 

präventivem Charakter bis hin zu konkreten Interventionen, aber auch langfristig angelegten 

Strukturen. Die nachfolgende Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und 

beschränkt sich auf die sichtbarsten Aktivitäten. 

 

3.1 Antidiskriminierungsstelle 

Über Rechte aufzuklären, zu beraten und Strukturen zu ändern, ist Auftrag der 

Antidiskriminierungsstelle der Stadt Nürnberg, denn Benachteiligungserfahrungen erschüttern nicht 

nur das Vertrauen in Rechtsstaatlichkeit und politische Institutionen, sie beeinträchtigen auch das 

Zugehörigkeits- und Sicherheitsgefühl der Betroffenen und schaden so dem gesellschaftlichen 

Zusammenhalt.  

2011 hat Nürnberg die erste bayerische kommunale Antidiskriminierungsstelle eingerichtet. Die 

Beratungsanfragen haben sich in den letzten Jahren bei 180 bis 220 Ratsuchenden pro Jahr 

eingependelt. In der Auswertung der vergangenen zwölf Jahre zeigt sich, dass Beratungsanfragen 

aufgrund der (zugeschriebenen) Herkunft, zusammen mit dem Merkmal Behinderung, die meisten 

Beratungsanfragen bilden. Im Bereich der herkunftsbezogenen Diskriminierung werden am 

häufigsten antischwarzer Rassismus und antimuslimischer Rassismus genannt. Im Jahr 2023 

haben sich insbesondere Anfragen zu Formen rassistischer Alltagsdiskriminierung im öffentlichen 

Raum zugenommen. Hier werden sowohl Einzelpersonen aber auch Familien beleidigt, bedroht 

oder sogar tätlich angegriffen.  

 

Antisemitische Vorfälle werden nur vereinzelt bei der kommunalen AD-Stelle gemeldet, hier 

wenden sich Betroffene vorrangig direkt an die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus 

Bayern (RIAS Bayern) oder die Israelitische Kultusgemeinde Nürnberg (IKGN). Die 

Beratungsstellen in Nürnberg planen für 2024 eine feste Austauschstruktur, um künftig Befunde 

über das Diskriminierungsgeschehen im Stadtgebiet zusammenzufassen und dem Stadtrat 

vorlegen zu können.  

 

Neben der Einzelfallberatung berät und begleitet die Beauftragte für Diskriminierungsfragen 

Institutionen beim Aufbau von antidiskriminierenden Strukturen und hält selbst zahlreiche Vorträge 

und Workshops zum Thema. Im Jahr 2023 wurde zudem ein weiteres Beratungsangebot 

geschaffen; hierfür konnten Gelder der Antidiskriminierungsstelle des Bundes akquiriert werden. 

Die unabhängige Beratungsstelle M.U.T (Mittel- und unterfränkisches Thementeam 

Diskriminierung) kann nun Anfragen aus ganz Mittel- und Unterfranken bearbeiten.  
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3.2. Menschenrechtsbildung als Bildung gegen Diskriminierung, Rassismus und 

Antisemitismus 

In der Menschenrechtsbildung geht es stets auch darum, gegenwärtige Erscheinungsformen von 

Rassismus und Rechtsextremismus und die damit verbundenen Auswirkungen und Gefahren für 

Betroffene und die gesamte Gesellschaft aufzuzeigen. Dies setzen das Menschenrechtsbüro, aber 

auch Partner wie das IPSN, Dokupäd, das Studienforum Reichsparteitagsgelände etc. mit einem 

breiten Bildungsangebot um, das stetig ausgebaut wird. Dazu gehören zielgruppenspezifische 

Workshops zu unterschiedlichen Menschenrechtsthemen, teilweise im historisch-politischen 

Kontext, die neben Schulklassen und Studierendengruppen auch für Mitarbeitende der 

Verwaltung, der Polizei, der Bundeswehr und der Altenpflege, angeboten werden. Im Jahr 2023 

wurden allein vom Menschenrechtsbüro 147 Seminare durchgeführt. Davon fanden 15 

Menschenrechts- und Antidiskriminierungsseminare mit innerstädtischen Gruppen 

(Nachwuchskräfte der Verwaltung, Kommunaler Außendienst, Zweckverband Kommunale 

Verkehrsüberwachung) statt. Eine deutliche Steigerung gab es im vergangenen Jahr bei den 

Buchungen für den Workshop „Rechtsterrorismus heute – Beispiel NSU-Komplex“.  

Sowohl der Bereich Pädagogik als auch der Bereich Schulpsychologie des IPSN halten ein breites 

Angebotskonzept rund um die Themen „Wertschätzung von Vielfalt“, „Fairness im Klassenraum“, 

„Psychosoziale Stärkung von Schülerinnen und Schülern“ vor. 

Eine Gruppe aus städtischen und nichtstädtischen Akteuren evaluierte vor Kurzem die in Nürnberg 

vorhandenen Bildungsangebote zum Thema Antisemitismus; auf Basis der Ergebnisse entwickelte 

das Nürnberger Menschenrechtszentrum zusammen mit Partnern ein offenes Bildungsmodul für 

Jugendliche und Erwachsene „Antisemitismus alt und neu – was gilt es, zu wissen“. 

 

3.3. Nürnberger Wochen gegen Rassismus 

Seit 2017 beteiligt sich die Stadt Nürnberg an den jährlich stattfindenden Internationalen Wochen 

gegen Rassismus. Diese bieten sowohl öffentlichen Institutionen als auch der Zivilgesellschaft eine 

Plattform für die unterschiedlichsten Veranstaltungsformate, von Kundgebungen, Kunstprojekten, 

Ausstellungen, Workshops bis hin zu Podiumsdiskussionen. Mit dem vielfältigen Programm – in 

diesem Jahr mit rund sechzig unterschiedlichen Formaten – für alle Zielgruppen soll ein Zeichen 

gegen Rassismus und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit gesetzt, die Bürgerinnen und 

Bürger für die Themen sensibilisiert und die Betroffenen gestärkt werden. 

Auch das Konzept der „Schule gegen Rassismus – Schule mit Courage“ reiht sich mit 

zwischenzeitlich mehr als 40 Schulen in Nürnberg ein in einen basisdemokratischen Ansatz gegen 

Rassismus und Diskriminierung. 

Zudem ist Nürnberg seit vielen Jahren Teil der „Partnerschaft für Demokratie“, einer Säule des 

Bundesprogramms „Demokratie leben!“. Die Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung 

gehörte von Beginn an zu den Förderzielen der Nürnberger Partnerschaft und so konnten bislang 

unter vielen anderen auch zivilgesellschaftliche Projekte, die das Empowerment und die 

Selbstwirksamkeit einzelner Gruppen förderten, mit einem Gesamtfördervolumen von fast einer 

Million Euro unterstützt werden.  

Das Straßenfest gegen Rassismus und Diskriminierung – für ein besseres Zusammenleben gibt es 

seit 2015. Anlass ist die Erinnerung an die von der Terrorgruppe NSU getöteten Bürgerinnen und 

Bürger und den in der Nürnberger Südstadt verübten Bombenanschlag. Das in Kooperation vieler 

zivilgesellschaftlicher Gruppen und unter der Schirmherrschaft des Oberbürgermeisters 

veranstaltete Fest ist zwischenzeitlich fester Bestandteil sowohl der Erinnerungskultur als auch der 

Antirassismusarbeit in Nürnberg geworden. Es wird deshalb seit dem Jahr 2021 jährlich mit einem 

städtischen Zuschuss unterstützt. 

 

3.4. Die Europäische Städtekoalition gegen Rassismus (ECCAR) 

Nürnberg ist Gründungsmitglied der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus, die 2004 

gegründet wurde und mittlerweile fast 180 Kommunen aus ganz Europa umfasst. Die 

Städtekoalition gegen Rassismus ist ein europäisches Netzwerk von Kommunen, die ihre 

Aktivitäten in einem sogenannten 10-Punkte-Aktionsplan festschreiben, die Berichtslegung dazu 

erfolgt jährlich. In der Städtekoalition arbeitet Nürnberg neben dem Hauptausschuss in den 
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Arbeitsgruppen zu antimuslimischen und antischwarzem Rassismus mit. Daraus entwachsen sind 

mehrmalige Austauschformate mit den Nürnberger Communities, hier wurden Bedarfe identifiziert, 

die nicht alleine vom Menschenrechtsbüro umgesetzt werden können, sie sollen im Strategiepapier 

Niederschlag finden.  

 

3.5. Dialog und Kooperation mit den Communities  

Studien zeigen, dass die Verbundenheit und die Identifikation mit der eigenen Kommune 

wesentliche Faktoren für politische Stabilität und gesellschaftlichen Zusammenhalt bilden. Dem 

Dialog mit einzelnen Communities und gesellschaftlichen Gruppen kommt hierbei eine große 

Bedeutung zu, denn im Austausch wird die Expertise aus den jeweiligen Communities eingeholt 

und die Vertrauensarbeit zwischen Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung gestärkt. Die 

Stadtspitze pflegt diesen regelmäßigen und verstetigten Dialog bereits mit der IKGN (auch im 

Hinblick auf die geplante jüdische Begegnungsstätte), mit den Nürnberger Moscheegemeinden 

und den afrikanischen Communities. Eine Ausweitung dieses Dialogformats wäre wünschenswert.  

 

3.6. Prozess mit Schulreferat zur Antidiskriminierungsstruktur an Schulen 

Seit Mitte 2023 besteht ein intensiver Austauschprozess mit Ref. IV zum Thema Diskriminierung 

an Schulen. Mit dem aktuell vorhandenen Instrumentarium ist es allerdings nicht möglich, valide 

Aussagen zu Diskriminierungsvorfällen an Nürnberger Schulen und deren Formen der Bearbeitung 

zu treffen. Hier gilt es Abhilfe zu schaffen. 

 

Grundsätzlich gilt, dass die Schule aktiv der Diskriminierung einzelner Personen und -gruppen 

entgegentritt und Handlungsansätze entwickelt, diese zu überwinden. Laut 

Kultusministerkonferenz sollten Schulen ein Diversity- und Antidiskriminierungskonzept vorweisen. 

In Nürnberg sind viele Schulen aktives Mitglied im Netzwerk "Schule gegen Rassismus - Schule 

mit Courage". Zudem bietet das Institut für Pädagogik und Schulpsychologie zahlreiche 

Fortbildungen für Lehrkräfte zum Thema, um zu sensibilisieren und Unterstützungskonzepte zu 

entwickeln. Das Schulreferat hat einen Vorschlag für die Entwicklung einer Vorgehensweise gegen 

Diskriminierung an Nürnberger Schulen entwickelt, das derzeit mit den Schulleitungen eng 

abgestimmt wird und den Schulen zur Verfügung steht. Es beinhaltet neben Anti-

Diskriminierungsrichtlinien, Schulungen zur Sensibilisierung, Netzwerken mit Ansprechpartnern bei 

Vorfällen, der Unterstützung von Betroffenen auch Disziplinarmaßnahmen und Aufklärung, die 

Integration von Vielfalt in den Schulalltag und eine enge Partnerschaft mit Eltern, schulischen 

Gremien und außerschulischen Partnern.  

 

3.7. Maßnahmen und Aktivitäten des Referats für Jugend, Familie und Soziales 

Das Referat für Jugend, Familie und Soziales setzt sich in konkreten Projekten und Programmen, 

aber auch in der alltäglichen Arbeit mit und für Menschen gegen Ausgrenzung und 

Diskriminierung, gegen Radikalisierung und für die Teilhabe aller sowie die Stärkung des 

gesellschaftlichen Zusammenhalts ein. Unsere Stadtgesellschaft und das Miteinander in Nürnberg 

solidarisch und demokratisch zu gestalten, sich für mehr Gerechtigkeit und gegen alle Formen von 

Diskriminierung einzusetzen, ist das Selbstverständnis des Referats. Die Erarbeitung einer 

gesamtstädtischen Strategie gegen Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierung bildet einen 

wichtigen Baustein und wird vom Referat für Jugend, Familie und Soziales aktiv unterstützt. 

 

Ein zentraler Beitrag ist die Stärkung des Bürgerschaftlichen Engagements gegen Rassismus und 

für Diversität. Das ehrenamtliche Engagement in unserer Stadt ist wesentliche Grundlage für das 

demokratische Zusammenleben in Vielfalt. Das Referat unterstützt Initiativen und Ehrenamtliche 

bei ihren Vorhaben, schafft eine Anerkennungskultur für engagierte Nürnbergerinnen und 

Nürnberger und bietet Vernetzungsmöglichkeiten. Ein Beispiel hierfür sind die Veranstaltungen des 

Referats im Rahmen der Nürnberger Wochen gegen Rassismus, bei denen die Würdigung 

Nürnberger Initiativen im Mittelpunkt steht und eine Plattform geboten wird, Aktivitäten und 

Anliegen vorzustellen. 
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Einen weiteren wichtigen Beitrag leisten die Angebote im Bereich der non-formalen Bildung und 

Prävention in der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der Jugendverbandsarbeit. Die im Amt 

für Kinder, Jugendliche und Familien angesiedelte Koordinierungsstelle Radikalisierungsprävention 

„Radikal informiert“ hat die Verhinderung, Reduzierung oder Eindämmung von politischen und 

religiösen Radikalisierungsprozessen junger Menschen in Nürnberg zum Ziel.  

 

In enger Kooperation mit dem beim Menschenrechtsbüro angesiedelten „Nürnberger 

Präventionsnetzwerk gegen religiös begründete Radikalisierung“ reagierte die Koordinierungsstelle 

unmittelbar auf den Angriff der Hamas in Israel und die damit einhergehenden Konfliktsituationen 

auch in Nürnberg, v.a. im Bereich des israelbezogenen, aber auch des klassischen 

Antisemitismus. Pädagogisches Personal wurde nur wenige Tage nach dem Terrorangriff über 

Mailings mit Beratungs-, Informations- und Weiterbildungsangeboten versorgt und zu einem 

Fachaustausch eingeladen. Gleichzeitig adressierte das Beratungsangebot auch von 

Antisemitismus betroffene Menschen, u.a. in enger Zusammenarbeit mit RIAS Bayern e.V. 

 

Zudem werden im Rahmen der außerschulischen Jugendbildung eine Vielzahl an Projekten, 

Kampagnen sowie Fortbildungsangeboten (häufig auch in Kooperation mit Nürnberger Vereinen 

und Initiativen) umgesetzt. Aber auch die Jugendsozialarbeit an Schulen bietet im Rahmen der 

Möglichkeiten neben der Einzelfallhilfe auch weitere Gruppenangebote zu den Themen Gewalt 

und Diskriminierung an. 

3.8 Integrationsrat und Koordinierungsgruppe Integration Sowohl in der Arbeit des 

Integrationsrates als auch bei der Implementierung der Leitlinien zur Integrationspolitik der Stadt 

Nürnberg bildet die Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung einen wichtigen Schwerpunkt 

(vgl. Leitlinie 5). 

3.9 Von der Würde des Menschen – Arbeit des Amts für Kultur und Freizeit 

Das Amt für Kultur und Freizeit fühlt sich dem Diversity-Ansatz verpflichtet und steht im Sinne des 

kulturpolitischen Auftrags für ein gleichberechtigtes Miteinander und friedliches Zusammenleben.  

Die im Jahr 2023 erneut aufgesetzte amtsweite Strategie zur Sensibilisierung aller Mitarbeitenden 

beinhaltet externe Fortbildungen ebenso wie einen regelmäßigen internen Austausch und soll den 

Kolleginnen und Kollegen ermöglichen, jegliche Form von Diskriminierung im Arbeits- und 

Veranstaltungsalltag frühzeitig zu erkennen, angemessen zu handeln und individuelle Konzepte 

zum Schutz gegen Diskriminierung zu entwickeln. Für bestimmte Veranstaltungen sind eigene 

Awareness-Teams vorgesehen. 

Auftrag des Amts für Kultur und Freizeit ist, möglichst allen Bevölkerungsgruppen die Teilhabe an 

kulturellen Angeboten zu ermöglichen mit besonderem Blick auf unterrepräsentierte Communities. 

Neben der jährlichen Teilnahme des Amts für Kultur und Freizeit an den Nürnberger Wochen 

gegen Rassismus, haben die Nürnberger Kulturläden° mit dem Schwerpunkt 11xFAIR Von der 

Würde des Menschen im Jahr 2024 ihre Aktivitäten und Angebote gegen jegliche Form der 

Diskriminierung zum einen sichtbar gebündelt und zum anderen erweitern können. So finden im 

Rahmen dieser Reihe 2024 über 500 Veranstaltungen statt, die Menschen aller Altersgruppen, 

kultureller Hintergründe und sozialer Bezüge für das Thema sensibilisieren, in Austausch oder 

eigenes Tun bringen.  

Aufgrund des Stadtteilbezugs wie auch individueller Profile legen manche Kulturläden einen 

besonderen Fokus auf Veranstaltungen für bestimmte Zielgruppen - beispielsweise aus queeren 

Communities, Menschen mit Behinderung, BIPoC und Menschen aus anderen Kulturkreisen und 

älteren Menschen. Ihnen soll sowohl ein zielgruppenspezifisches wie inklusives Angebot gemacht 

werden, mit sicheren Räumen für vulnerable Gruppen einerseits, aber auch einer Plattform für die 

Sichtbarkeit von der Vielfalt kultureller Ausdruckformen. 
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Das Erfahrungsfeld zur Entfaltung der Sinne hält ein inklusives Angebot vor, das an speziellen 

Stationen von Menschen mit verschiedenen Beeinträchtigungen betreut wird. Workshops zur 

Inklusion leiten zur Perspektivübernahme an, um Formen der Behinderung selbst zu erfahren. Die 

Musikschule Nürnberg führte 2024 13 Konzerte in der Reihe „Wir musizieren für Frieden und 

gegen Rassismus!“ durch. 

3.10 Erinnerung an die Opfer rechtsextremer Gewalt und Auseinandersetzung mit dem 

„NSU-Komplex“ 

Das Gedenken an die Opfer eines der größten rassistisch motivierten Verbrechen in der 

Bundesrepublik 1945 gehört zu einer glaubwürdigen Auseinandersetzung mit Rassismus in 

unserer Stadt. Deshalb wurden in enger Kooperation mit zivilgesellschaftlich Engagierten in den 

vergangenen Jahren an den Tatorten Gedenktafeln errichtet, Plätze nach den Todesopfern 

benannt und in zahlreichen Veranstaltungen die Unabgeschlossenheit des „NSU-Komplexes“ 

verdeutlicht. Die Abteilungsleitung Erinnerungskultur und Zeitgeschichte im Geschäftsbereich 2. 

BM sowie das Menschenrechtsbüro sind zudem eng einbezogen in den vom 

Bundesinnenministerium in Auftrag gegebenen bundesweiten Planungsprozess für ein NSU-

Dokumentationszentrum. 

 

3.11. Ohne Diskriminierung in Wort und Bild 

Die Stadt Nürnberg hat sich das Ziel gesetzt, in Reden, Texten und Formularen auf eine 

diskriminierungssensible und geschlechtergerechte Sprache zu achten und bei der Bebilderung 

Klischees zu vermeiden, denn Sprache beschreibt unsere Wirklichkeit, prägt unser Bewusstsein 

und die Wahrnehmung. Unsere Gesellschaft ist von Vielfalt geprägt, die soll auch in der 

städtischen Kommunikation sichtbar werden. Um vielfaltssensibel und diskriminierungsfrei 

kommunizieren zu können wurde vom Amt für Kommunikation und der Stabsstelle 

Menschenrechtsbüro und Gleichstellungsstelle der Leitfaden: „Faire Sprache“ entwickelt, der 

konkrete Hilfestellungen für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bietet. Der Leitfaden ist im 

Intranet für alle Beschäftigten verfügbar, zusätzlich gibt es Fortbildungsmodule zum Thema im 

Fortbildungsprogramm der Städteakademie. 

https://intranet.stadt.nuernberg.de/intranet_2/kommunikation_stadtmarketing/faire_sprache.html 

 

3.12. Citizen-Science Projekt „Nürnberg forscht“ 

Dieses Projekt soll weitere Befunde zum Diskriminierungsgeschehen und dessen Abhilfe in 

Nürnberg liefern. Koordiniert vom Bildungsbüro der Stadt schlüpfen hier Zugewanderte in die Rolle 

von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. Darin untersuchen sie aus ihrer Perspektive 

heraus Themen zur Integration und Vielfalt in Nürnberg.  

Die erste von insgesamt vier geplanten Forschungsgruppen beschäftigt sich mit der Frage nach 

Verhaltensweisen bei Rassismus und möglichen Bewältigungsstrategien. Wie gehen Betroffenen 

in Nürnberg damit um? Holen sie sich Hilfe? Wenn ja, bei wem, wo und wie?  

 

4. Eckpunkte einer künftigen Strategie gegen Rassismus, 

Antisemitismus und Diskriminierung 
Der phänomenübergreifende und intersektionale Ansatz, der Diskriminierungsformen nicht isoliert 

voneinander, sondern in einer gegenseitigen Verschränkung und Durchdringung sieht, und wie er 

in der Antidiskriminierungsarbeit in Nürnberg bereits seit Jahren praktiziert wird, soll weiterhin die 

Arbeitsgrundlage bilden.  

Gleichwohl verlangt zum Beispiel der von Neuem aufgeflammte Antisemitismus nach einem 

Verständnis für den Unterschied zwischen rassistischen und antisemitischen Ideologien und 

dessen Berücksichtigung in Form differenzierter Maßnahmen und Angebotskonzepte, nicht nur im 

Bereich der politischen Bildung. Dasselbe gilt für andere Phänomenbereiche, z.B. Antiziganismus 

und antimuslimischem Rassismus. Diese Möglichkeit von spezifischen Maßnahmen muss die 

Gesamtstrategie offenhalten. 

 

https://intranet.stadt.nuernberg.de/intranet_2/kommunikation_stadtmarketing/faire_sprache.html
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Die zu erarbeitende Strategie soll auf folgenden Leitgedanken basieren: 

 

 Ächtung jeglicher Form von Antisemitismus und Rassismus und der ihnen 

zugrundeliegenden Ideologien der Ungleichwertigkeit sowie der darauf bezogenen 

Diskriminierungen; gerade im Phänomenbereich des Antisemitismus gilt es die 

unterschiedlichen Erscheinungsformen, vom religiösen Antijudaismus, über den 

Rassenantisemitismus bis hin zum sekundären Antisemitismus und Antizionismus in den 

Blick zu nehmen. 

 Betrachtung aller Ausprägungen von Rassismus – institutionell, strukturell und im Alltag;  

 Gewährleistung und Förderung von Engagement, Zivilcourage und Konfliktfähigkeit sowie 

Stärkung der vielfältigen demokratischen Gesellschaft durch Einbindung von und 

Kooperation mit möglichst vielen städtischen und nichtstädtischen Partnern (z.B. 

Personalamt, Amt für Kultur und Freizeit, Bildungscampus etc.); 

 Weiterentwicklung bzw. Initiierung der entsprechenden Maßnahmen unter 

Berücksichtigung anerkannter Standards und auf Basis der Menschenrechte, zum Beispiel 

Ausbau des Diskriminierungsschutzes (u.a. im Bereich Schule); 

 Schaffung offener zivilgesellschaftlicher Dialogformate zur Stärkung von Partizipation und 

Mitsprache; 

 Bearbeitung von Leerstellen, z.B. Auseinandersetzung mit der Kolonialgeschichte 

Nürnbergs 

 Unterstützung der Communities in ihrer Selbstorganisation, z.B. bei der Schaffung sicherer 

Räume 

Um eine Strategie wirksam, glaubhaft und nachhaltig umzusetzen, müssend dafür entsprechende 

Ressourcen hinterlegt werden, z.B. in Gestalt eines Verfügungsbudgets. Gleichzeitig sollten dafür 

auch verstärkt Bundes- und Landesmittel (z.B. zur Umsetzung der „UN-Dekade Menschen 

afrikanischer Abstammung“) beantragt werden.  

 

 


